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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Europäische Kommission entzieht 
Agenturen für EU-Gelder die 
Akkreditierung  

DAS LAND VERLIERT 220 MILLIONEN EURO AUS DEM PHARE-PROGRAMM 

Die Europäische Kommission hat ihre Ent-

scheidung bekanntgegeben, zwei Agentu-

ren, die für die Verteilung der EU-

Fördergeldern zuständig sind – die eine 

im Bauministerium, die andere im Fi-

nanzministerium angesiedelt – die Akkre-

ditierung endgültig zu entziehen. Dadurch 

verliert Bulgarien zunächst unwiderruflich 

220 Mio. Euro aus dem sogenannten PHA-

RE-Programm für die Umstrukturierung 

der Wirtschaft.  

„Ich teile mit Bedauern mit, dass die Euro-

päische Kommission nicht in der Lage ist, 

die Akkreditierungen der beiden Agenturen, 

die im Juli entzogen wurden, wiederherzu-

stellen. Wir hoffen, dass Bulgarien unver-

zügliche Maßnahmen ergreifen wird, um das 

Management der Eurofonds zu verbessern“, 

sagte die Sprecherin der Kommission, Chris-

tina Nagy. Sie fügte hinzu: „Wir erkennen 

an, dass Schritte zur Verbesserung des Ma-

nagements und der Kontrolle unternommen 

worden sind, die meisten von ihnen sind 

aber lediglich Zusagen über künftige Aktio-

nen. Konkrete Ergebnisse gibt es noch 

nicht.“ Es seien fortgesetzte Unregelmäßig-

keiten, Missbrauch und Interessenkonflikte 

festgestellt worden. Die Strafmaßnahmen 

seien daher im Interesse der bulgarischen 

und europäischen Steuerzahler. 

Der EU-Erweiterungskommissar Oli Rehn 

stelle fest, dass Bulgarien wirtschaftlich eine 

Erfolgsgeschichte sei. Andererseits sei das 

Land als EU-Mitglied verpflichtet, die Spiel-

regeln der Union einzuhalten. Trotz der 

Sanktionen aus Brüssel bestünden weiterhin 

viele Regelverstöße bei der Verwaltung der 

Fonds, zuletzt seien neue Probleme festge-

stellt worden. Das Risiko politischer Ein-

flussnahme beim Management der Gelder 

sei noch immer gegeben. 

Den fraglichen, für EU-Zuschüsse zuständi-

gen Agenturen war die Akkreditierung be-

reits im Juli 2008 zeitweilig wegen Verun-

treuung von Mitteln entzogen worden. 

Schon vorher waren EU-Zahlungen in gro-

ßer Höhe auf Eis gelegt worden. Die bulgari-

sche Regierung hatte damals zugesagt, alle 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 

Schwächen beim Management der EU-Mittel 

und die Misswirtschaft abzustellen sowie 

Schuldige zu bestrafen. 

Reaktionen von Regierung und Mehrheits-

fraktionen 

Die Regierung war zumindest nach außen 

hin überrascht und enttäuscht über die Ent-

scheidung aus Brüssel, die sie als ungerecht 

bezeichnete. Sie übte ihrerseits Kritik an der 

Europäischen Union.  

Premierminister Sergej Stanischev sagte, 

dass Bulgarien anders als die restlichen EU-

Staaten behandelt würde. Bulgarien unter-

scheide sich hinsichtlich der Korruption nicht 

von den neuen sowie einigen alten Mitglie-

dern der Union. Er machte die Medien und 

die Opposition mitverantwortlich, weil sie 

bewusst ein negatives Image des Landes 

aufgebaut hätten. Ein Rücktritt von Minis-

tern oder gar des ganzen Kabinetts sei nach 

seinen Worten „kein seriöses Thema“, zu-

mal es sich im vorliegenden Fall um eine 

Entscheidung einer Generaldirektion, nicht 

der Europäischen Kommission handele. 
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Die im Juli auf den neugeschaffenen Posten 

eines Vizepremiers für die EU-Gelder einge-

setzte Meglena Plugtschieva zeigte sich 

ebenfalls enttäuscht über den Beschluss. 

Die Entscheidung sei nicht argumentiert. Es 

sei vor allem der Justiz, nicht aber der Exe-

kutive zuzuschreiben, dass es keine Verur-

teilten wegen Korruption gebe.  

Besonders martialische antieuropäische Tö-

ne schlug der Vorsitzende des parlamentari-

schen Haushaltsausschusses Rumen Owt-

scharov an. Es sei an der Zeit, dass die EU 

aufhöre, Bulgarien als Prügelknaben zu be-

handeln. Europa mische sich seiner Meinung 

nach zu stark in die bulgarische Innenpolitik 

ein.  

Vertreter der Königsbewegung NDSW, die 

an der Regierungskoalition beteiligt ist, 

nannten die Maßnahmen der EU „überzo-

gen“. Bulgarien habe in den letzten Monaten 

viel unternommen, um die Auflagen Brüs-

sels zu erfüllen. 

Rechtfertigungen der Justiz 

Generalstaatsanwalt Boris Weltschev und 

die Justizministerin Meglena Tatscheva ga-

ben eine Mitverantwortung der Justiz an der 

Einstellung der EU-Finanzhilfe aufgrund 

noch ausstehender Verurteilungen für die 

Veruntreuung von EU-Geldern zu. Es sei je-

doch nicht korrekt, alles der Justiz anzulas-

ten. Die Ermittlungen seien kompliziert, es 

werde aber daran gearbeitet. 

Stellungnahme des Staatsoberhaupts 

Staatspräsident Georgi Parwanov verwies 

auf die Verantwortung der Regierung, ver-

mutete aber zugleich ein konspiratives Sze-

nario, bei dem Bulgarien zur Geisel der be-

vorstehenden EU-Wahlen geworden sei. 

Diese Andeutung wird von Beobachtern so 

interpretiert, dass die bürgerlichen Kräfte in 

Europa ein Interesse daran haben könnten, 

die von der linken BSP dominierte bulgari-

sche Regierung im Vorfeld der Europawah-

len zu diskreditieren. 

 

 

 

Gegenreaktion aus Brüssel 

Die EU-Kommission verwahrte sich im Ge-

genzug gegen die Kritik aus Sofia. Die Ge-

neralsekretärin der Kommission, Catherine 

Day, erklärte, das von Bulgarien erwartet 

werde, die Probleme zu lösen. Man wolle 

keine neuen Pläne jeden Monat, sondern 

weniger Papier und mehr Ergebnisse. 

 

Opposition mit Rücktrittsforderungen an 

die Regierung  

Die Oppositionsparteien  forderten einhellig 

den Rücktritt der gesamten Regierung und 

vorgezogene Neuwahlen als einzig mögli-

chen Ausweg. Die Partei „Demokraten für 

ein starkes Bulgarien“ (DSB) will ihre Rück-

trittsforderungen jede Woche mit immer 

weiteren, neuen Argumenten im Parlament 

begründen. 

In oppositionellen Kreisen wird auch über 

die Einbringung eines Misstrauensantrags 

gegen die Regierung nachgedacht.  

Das Urteil politischer Beobachter 

Einer der führenden bulgarischen Politolo-

gen, Iwan Krastev, warnte in einem Inter-

view für die vielgelesene Internet-Zeitung 

„Mediapool“ das Kabinett vor einer antieu-

ropäischen Wortkampagne. Meinungsum-

fragen zeigten, dass das Vertrauen der Bul-

garen in die EU-Institutionen drei Mal so 

hoch sei wie in die nationalen Institutionen. 

Wenn es also um Korruption gehe, sei die 

Öffentlichkeit ein Verbündeter der Kommis-

sion, nicht der Regierung. Die These von 

einer Verschwörung der bürgerlichen Partei-

en in Europa gegen Bulgarien sei absurd 

und lächerlich. Bulgarien verliere die Mittel 

in einem Moment, wo es dringend frisches 

Geld benötige. Außerdem sei der Beschluss 

der Kommission ein schlechtes Signal für 

Investoren. Die Opposition habe ein Ge-

schenk bekommen und sei in einer günsti-

gen Situation. Die Kritik der Kommission 

dürfe aber nicht als Unterstützung für die 

Opposition aufgefasst werden. Diese müsse 

erst noch unter Beweis stellen, dass sie die 

Korruption überhaupt und nicht nur die Kor-

ruption dieser Regierung bekämpfen könne. 
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Fazit 

Ob Ausdruck aufrichtiger Entrüstung und 

Unzufriedenheit mit der Entscheidung aus 

Brüssel oder aber möglicherweise eine ge-

zielte Taktik oder beides, die antieuropäi-

sche Rhetorik der Regierung erscheint in der 

Tat in innenpolitischer Hinsicht eher kontra-

produktiv. Eine am 28. November veröffent-

lichte Umfrage des Instituts „Offene Gesell-

schaft“ belegt, dass nur 12% der Bulgaren 

den bulgarischen Institutionen vertrauen 

gegenüber 36%, die der EU Glauben schen-

ken. Lediglich unter den Wählern der post-

kommunistischen BSP und der Königsbewe-

gung NDSW, die zusammen mit der Bewe-

gung für Rechte und Freiheiten DPS die Re-

gierung stellen, überwiegt das Vertrauen in 

die nationalen Institutionen. Insofern hat 

das Kabinett mit seiner Anti-Brüssel-

Rhetorik die öffentliche Meinung gegen sich. 

Bedenklich ist zudem die Absicht der Regie-

rung, Projekte aus dem PHARE-Programm, 

für die die Finanzierung aus Brüssel ge-

stoppt wurde, aus Haushaltsgeldern zu fi-

nanzieren. Beobachter vermuten, dass so 

auch Vorhaben umgesetzt werden könnten, 

bei denen die EU Verstöße und Interessen-

konflikte festgestellt hat. 

Die Entscheidung, Bulgarien trotz offenkun-

diger Schwächen und Unzulänglichkeiten 

2007 in die Europäische Union aufzuneh-

men, war politischer Natur. Ein fortgesetzter 

Beobachtungsprozess durch die Union sollte 

sicherstellen, dass bestehende Probleme im 

Laufe der Zeit überwunden werden. Ange-

sichts der jüngsten Entwicklung sind jedoch 

Zweifel am Willen und der Fähigkeit des 

amtierenden Kabinetts angebracht, inwie-

weit es in den ca. sieben bis zu den turnus-

mäßigen Wahlen verbleibenden Monaten im 

Stande ist, die erforderlichen Maßnahmen 

und Reformen durchzuführen bzw. Miss-

stände zu beseitigen. 
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